Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-002603/2015
an die Kommission

Artikel 130 der Geschäftsordnung

Angelika Niebler (PPE)

Betrifft:
Löschung von im ungarischen Grundbuch eingetragenen Flächen

250 Hektar Ackerland in der Ortschaft Kissomlyo (Ungarn), die nach gültigem ungarischen Recht erworben wurden und nach Nutznießrecht auf eine ungarische Firma eines Bürgers aus Oberbayern eingetragen wurden, wurden nach Inkrafttreten des Gesetzes CCXII/2013 gelöscht. Dieses Gesetz sieht vor, dass unbefristete oder nach dem 30.4.2014 auslaufende Nießbrauchrechte an landwirtschaftlichen Liegenschaften am 1.5.2014 enden.

Die Nießbrauchberechtigten wurden nach der Löschung aus dem Grundbuch nicht entschädigt.

Die Flächen werden ungarischen Bürgern überlassen.

1.
Ist es rechtmäßig, dass nach gültigem Recht von Ungarn erworbene Flächen gelöscht werden und die Nießbrauchberechtigten hierfür keine Entschädigung erhalten?

2.
Welches Vorgehen sieht das am 16.10.2014 durch die EU-Kommission eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren gegen Ungarn vor?

3.
Welche Maßnahmen schlägt die Kommission vor, um gegen dieses, als Enteignung anzusehende Vorgehen Ungarns anzugehen?

Es ist nicht akzeptabel, dass ein solches Vorgehen durch einen EU-Mitgliedstaat toleriert wird.
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